
Satzung
für den Auhrwlsperrenoerenr

Gesetz vom .......Ge>>5amml, 2oitc , , , ,

(E,ltn'in'f von, 22, Fcl'vuar !<j^2.)

Aer nachstehende Entwurf einer neuen Satzung für den Nuhrtalfperrenverei» sull
lediglich zur Erläuterung dienen. Die Beschlußfassung über die nenc Satzung liegt der
kunstituierenden Vcremsverfammlung ob, Der Entwurf ist dem neuen Gesetz angepaßt, behält
aber alle wesentlichenBcstiiumniigen der jetzt gültigen Satzung bei,

Mitgliedel'Uerzeichuis.
Der Vorstand hat ei» Verzeichnis der Mitglieder aufzustellen und laufend zu führen,

s 2,
Beruf»»!! und Äbstiulmunssder Veleiüsuersammlung.

Der Vorsitzende des Vorstandes bernft alle zwei Jahre die ordentlicheVereinsversanunlnng,
Auf Beschluß des Vorstandes oder ans eineu schriftliche» Autrag vu» V-l der Mitglieder ist eiue
außerordentliche Veremsversnmmlmig einzuberufc».

Die Einlndn»g erfolgt durch ciugefchriebeneuBrief unter Angabe der Verhandlungs¬
gegenstände mindestens 14 Tage vor der Sitzuug, Die Mitglieder können sich auf Grund
schriftlicherVollmacht vertreten lassen.

Den Regiermigspräsidentcn zu Düsseldorf und Nrnsberg, welche zu jeder Vereins«
versammlnng einzuladen sind, und den vuu ihnen beauftragten Mitglieder» der Regierung steht
die Teilnahme an der Vereuisversammlung, jedoch ohne Stimmrecht, frei.

Die Vercinsuersammlung wird von dem Vorsitzendendes Vorstandes geleitet.
Die Stinimberechtigung in der Vereinsversnmmlung richtet sich nach dem Beitrag des

UurhergegaugenenJahres, Die Stimmbcrechtignng beginnt mit einem Jahresbeitrag von !NN Mk,
Mitglieder mit einem Beitrag von 1NN bis 1000 Mt, erhalten eine, solche mit einem Beitrag
von INNN bis lNNNN Mt, eine zweite Stimme, Für jede ferneren angefangenen IN NW Mk,
Beitrag wird eine weitere Stimme gewährt. Über die Stimmberechtignng wird nach je fechs
Jahren von der Vereinsverfammlung ein neuer Beschluß gefaßt, Änderungen der Stimm«
bcrechtigung unterliegen der Genehmigung der Regierungspräsidenten zu Düsseldorfund Arnsberg,

Die Vereinsverfammlung beschließt»ach absoluter Stimmenmehrheit ohne Rücksicht auf
die Zahl der erschienenenStimmen, Im Falle der Stimmengleichheit entscheidetdie Stimme
des Vorsitzenden, Satzungsändernngen bedürfen der Zustimmung von ^/4 der erschienenen Stimmen,

Zustinidissfrit der Vrrcilisvctsammlung.
Der Beschlußfllssnng der Vereinsversanunlnng bleibe» vorbehalten:
u.) die Wahl der Mitglieder des Vorstandes und dcreu Stellvertreter;
d) die Mahl des Kassenführers;



0) die Wahl der Rechnungsprüfer und deren Stellvertreter;
6) die Entgegennahme des Rechenschaftsberichts des Borstandes;
s'! die Prüfung und Entlastung der Rechnungen;
t) die Genehmigung des für zwei Jahre festzustellenden Hanshaltsplans;
ss) die Genehmigung zur Aufnahme von Anleihen;
b) die Genehmigung zur Erhöhung der Beiträge;
i) die Gcnehmignng zur Anstelluug uuu Beamten auf Lebenszeit oder gegen Anspruch

auf Ruhegehalt uud Hintcrbliebe»enversorgu»g;
K) die Festsetzung der Stimmberechtigung (vgl. 8 2 Abs, 5);
1) Änderungen der Satzung (vgl, 8 2 letzter Absatz letzter Satz),

Über die Beschlüsse der Vereinsversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen nnd
vom Borsitzenden und zwei von der BereiusUersammluug zu bezeichnenden Mitgliedern z»
vollziehen. Abschrift der Niederschrift ist den Regierungspräsidenten zn Düsseldorf und Arusbcrg
mitzuteilen,

Hiisauimeiischuuss und Amtsdnucr des Vorstandes.

Der Vorstand besteht aus neun Mitgliedern und nenn Stellvertretern, die ihr Amt als
Ehrenamt verwalten. Bier Burstandsmitglieder »nd ihre Stellvertreter müssen den beim Verein
beteiligte» Gemeinden, drei und ihre Stellvertreter den privaten Wnsserentnehmern und ei»
Mitglied und dessen Stellvertreter den Wassergebrauchern (Triebwcrkbesitzern) angehöre».

Die Amtsdaner der Vorstandsmitglieder beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist zulässig.
Die ausscheidende» Mitglieder bleibe» bis zur Neuwahl der für sie eintreteuden in Tätigkeit.
Das erste Mal scheide» »ach zwei Jahre» fünf durch das Los zu bestimmende Mitglieder
und »ach weitereu zwei Jahren die verbliebenen vier Mitglieder aus.

Der Vorstand wählt für jede Amtszeit einen Borsitzenden und einen Schriftführer nnd
je eine» Stellvertreter.

Der Bvrstnnd tritt zusammen ans Einladung des Vorsitzenden oder ans Antrag von
zwei Vorstandsmitgliedern. Die Einladung erfolgt schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung.
Den Regierungspräsidenten zu Düsseldorf uud Arnsberg, welche zu jeder Sitzuug des Borstandes
einzuladen sind und den vo» ihnen beauftragten Mitglieder» der Regiernng steht die Teilnahme
nn den Sitzungen, jedoch ohne Stimmrecht, frei.

Der Borstand ist bei Anwesenheil von mmdesteiis fechs Mitglieder» beschlußfähig.
Oh»e Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen ist der Vorstand beschlußfähig, wenn er zum
zweiten Mal wegen des gleichen Gegenstandes znsammenberufen nnd in der »niederholten Ein¬
ladung hervorgehoben wurden ist, daß die Beschlnßfnssung ohne Rücksicht ans die Anzahl der
Erfchienenen ergehen wird.

Der Vorstand beschließt nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt der Vor»
sitzende den Ansschlag.

Befugnisse des Vorstandes.

Der Borstand hat sämtliche Geschäfte zn erledigen, die nicht der Bereinsuerfnmmlung
vorbehalten sind. Er hat die Burlagen an die Vereinsversanlinlnng vorzubereiten und deren
Beschlüsse auszuführen: iusbefundere liegt ihm der Eutwurf des Hanshaltsplans nnd die Er¬
stattung des Rechenschaftsberichts üb.



Dem Vorstand steht die Anstellung von Beamten zu, soweit es sich nicht nin Anstellung
auf Lebenszeit oder gegen Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgnng handelt.

Der Vorstand erläßt eine Geschäftsordnung und stellt Bestimmungen über das Kassen-
nnd Rechnnngswesen ans.

Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich nnd außergerichtlich. Schriftliche Er^
klärnngen des Vorstandes, die den Verein verpflichten sollen, sind von dem Vorsitzenden nnd
zwei Mitgliedern zu vollziehen, im übrigen vertritt der Vorsitzende den Verein,

Der Ausweis des Vorstandes wird durch eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde geführt,

s 6.

Elmittelullg der entnommenen WassrrnmM und des erzielten Krnftssrwinns,
Die Wasserentnehmer haben im Januar jeden Jahres eine Aufstellung über die von ihue»

iu dem abgelaufenen Jahr entnommene Wassermenge einzureichen. Der Verein ist berechtigt,
sich durch seiue Beamten davon zn überzeugen, ob die Mitteilungen über die Wasserentnahme
zutreffe». Er taun feine Beamte» bccmftrage», z» diesem Zweck die Wasserwerke zu besuche».

Die Wassereiitiiehmer sind verpflichtet, dem Verei» die Auskunft zu erteilen, deren er
für die Feststellung der Wasserentnahme bedarf nnd auf Erfordern Einrichtungen zu treffen, die
eine richtige Feststellung der entnommenen Menge ermöglichen.

Die feststellnng des Kraftgewinns der Wassergebrnncher (Triebwerke) erfolgt durch
den Verein,

s ?,
Bcitlässe der Wassercntnehmrr.

Die von den Wasferentnehmern nach § 10 des Gesetzes über den Riihrtalsverrenvercin
zu zahlende» Beiträge betragen:

1, für eine Wassermenge gleich der, welche nach der Feststellung der Hebeliste für das
Jahr 1898 im Jahre 1^97 entnumme» worden ist: 1,5' Pfg, für 10 el>,„;

2, für eine Wnssermcnge gleich der Höchstmenge, welche iu deu Jahren 1898 bis 1902
einschließlich nach den für diesen Zeitraum aufgestellten Hebelisten über die zn 1
bezeichnete Menge hinaus iu einem Jahr entnommen worden ist: 2,5 Pfg, für 10 cw»,;

5!, für jede Mehrfördernng über die zu 2 bezeichnete Menge hinaus: 4 Pfg, für 10 «!>m.
Eine Erhöhung dieses Satzes kann ans Beschluß der Vereinsversammlnng eintreten,
wenn dies znr Erfüllung der Zwecke des Vereins erforderlich ist.

Diese Bestimmnngen sind sinngemäß auf die Nassere!,tuehmer anzuwenden, die nach
Inkrafttreten nnd auf Grund des Gefctzes über den Ruhrtalspcrrenverein dem Verein beitreten.

Weiter werden die Wasserentnehmer eingeteilt:
a) in solche, die das nicht verbrauchte Wasser uicht wieder iu das Nuhrgebiet- zurück¬

liefern; diefe muffen von der ganzen Menge des entnommenen Wassers die
Beitrage bezahlen;

b) in solche, die das nicht verbrauchte Wasser in das Ruhrgebiet zurückliefen,; diefe
müssen von der Hälfte des entnommenen Wasfers die Beiträge bezahlen;

e.) in solche (Fabriten, Färbereien, Gerbereien usw,), die eine verhältnismäßig geringe
Menge des entnommenen Wassers verbrauchen uud deu größten Teil wieder in die
Ruhr zurückführe»; diefe müsse» von dem zehnten Teil des entnommenen Wassers
die Beiträge bezahlen;

<l) in solche Wasserentnehmer, bei denen es zweifelhaft ist, ob die in industriellen Be¬
trieben verwendete Wassermenge nach den Grundsätzen unter d oder u zu veranlage!!



ist. In diesem Fall erfolgt die Berechnung der, Beiträge in der Weise, daß für das
der Rnhr dauernd entzogene Wasser nach den Grundsätzen unter a Beiträge zu be
zahlen sind; diese dürfen jedoch nicht niedriger sein, als sie sich für die gesamte
Wasserentnahme nach den Grundsätzen nnter n ergebe» würden.

Die Fördermeugcn des Jahres 18!>7 und der Jahre 18!»8 bis 1902, die in der
Beitragserhebnng bevorzugt sind, werden nach den Klassen ^, b nnd o getrennt nnr auf die
gleichen Beitragsklassen der Förderung in den späteren Jahren angerechnet,

8 8.
Beiträge der Wassergeuraucher.

Die Wassergebraucher (Triebwerke) bezahlen Uum !, Januar 1N20 an für jede durch
Zufluß von Talssierreuwnsser geiuounene Pfcrdekraftstnnde 1 Pfg,

8 9.
Herabsetzung der Beiträge.

Die Beiträge sind dnrch Beschluß der Vereiusversnmmlung herabzusetzen, sobald die
Kosten der Vereinsnnlagcn dnrch andere Einnahmen gedeckt werden oder sich durch Tilgung
der bestehenden Anlagen vermindert haben,

UllterUerteilmig der Beiträge zum Nuhrleiuigungsvcrband.
Die von den Wasserentnehmern nach 8 14 des Gesetzes zu zahlenden Beiträge zum

Nnhrreinigungsverband werde» nach der Menge des entnommenen Wassers berechnet. Die
Wasserentnehmer, deren Förderung ganz oder teilweise zur Triutwasserversorguug dieut, haben
die volle Abgabe zu znhleu. Wird das entnommene Wasser ausschließlich zu industriellen
Gebrauchszwecken verwendet, so ist der Beitrag vun dem , , , ") Teil der entnommenen
Wassermenge zn entrichten.

Es wird dabei kein Unterschied gemacht, ob das nicht verbrauchte Wasser in das Ruhr-
gebiet zurückfließt oder nicht.

Der Einheitssatz dieser Beiträge richtet sich nach der Höhe der Vereinsabgabe nn den
Ruhrverband,

Veitragsermäßignug aus besondere» Gründen.
Der Vorstand kann die Beiträge einzelner Mitglieder ermäßigen, wen» besondere Ver-

Hältnisse oder Nilligkeitsgründe vorliege». Der Beschlnß »»terliegt der Genehmigung der
Regierungspräsidenten zn Düsseldorf nnd Arnsberg,

8 l2,

Vorschriften über die Anlegung des Bercinöucrmügcus.

Soweit das Vermögen des Vereins nicht znr Erfüllung seines Zweckes verausgabt
wird, sind die verfügbaren Bestände mündelsicher anzulegen,

8 13.

Vorschriften »der Bekanntmachungen.

Der Vorstand bestimmt die Blätter, in denen die Bekanntmachungen des Vereins zn
veröffentlichen sind.

*) Den Einheitssatz hat die konstituierende VeremsUersammlmig zu beschließe»
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